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Keine Überstunden  

ohne Vergütungsanspruch ! 
 

 

In zahlreichen Arbeitsverträgen sind Klauseln enthalten, nach denen 
mit dem vereinbarten Gehalt alle anfallenden Überstunden abge-
golten sind. Das BAG hat jetzt (Urt. v. 01.09.2010 – 5 AZR 517/09) die 
Rechtsprechung mehrerer Landesarbeitsgerichte bestätigt, wonach 
solche Klauseln unwirksam sind.  

Im vorliegenden Fall enthielt der Arbeitsvertrag u.a. folgende Vereinba-
rungen: 
 

§ 2 Überstunden sind zu leisten, sofern diese zur Erfüllung 
der vertraglich geschuldeten Leistung gemäß der anliegen-
den Tätigkeitsbeschreibung erforderlich sind. 
§ 3 Für seine Tätigkeit erhält der Arbeitnehmer ein monatli-
ches Bruttogehalt iHv. € 3.000,00 ... Mit der vorstehenden 
Vergütung sind erforderliche Überstunden des Arbeitneh-
mers mit abgegolten. 
 

Der Arbeitgeber führte für den vollzeitbeschäftigten Arbeitnehmer ein 
Arbeitszeitkonto, Überstunden wurden teilweise durch Freizeit ausge-
glichen. Bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses wies das Arbeits-
zeitkonto ein Guthaben von 102 Stunden aus. 

Mit der vom BAG entschiedenen Klage forderte der Arbeitnehmer die 
Vergütung dieser 102 Stunden. Der Arbeitgeber verweigerte die Zah-
lung mit der Begründung, mit dem monatlichen Bruttogehalt seien die 
Überstunden abgegolten. 

Das BAG hat der Klage stattgegeben im Wesentlichen mit der folgen-
den Begründung. 

Bei der Klausel in § 3 des Arbeitsvertrages handelt es sich um eine 
allgemeine Geschäftsbedingung. Allgemeine Geschäftbedingungen 
sind für eine Vielzahl von Verträgen vorformulierte Vertragsbedingun-
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gen, die der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer bei Abschluss eines Vertrags stellt, 
d.h. in der Formulierung vorgibt. 

Solche vorformulierten Vertragsbedingungen müssen nach dem Recht der allge-
meinen Geschäftsbedingungen transparent sein. Ist eine Vertragsklausel nicht klar 
und verständlich formuliert, verstößt sie gegen das Transparenzgebot (§ 307 Abs. 
1 Satz 2 BGB) und ist unwirksam. 

Eine die pauschale Vergütung von Überstunden regelnde Klausel ist nur dann klar 
und verständlich, wenn sich aus dem Arbeitsvertrag selbst ergibt, welche Arbeits-
leistungen von ihr erfasst werden sollen. Andernfalls lässt sich nicht erkennen, ab 
wann ein Anspruch auf zusätzliche Vergütung besteht. Der Umfang der Leis-
tungspflicht muss so bestimmt oder zumindest durch die konkrete Begrenzung des 
Umfangs der ohne zusätzliche Vergütung zu leistenden Überstunden so bestimm-
bar sein, dass der Arbeitnehmer bereits bei Vertragsschluss erkennen kann, was 
gegebenenfalls auf ihn zukommt und welche Leistung er für die vereinbarte Ver-
gütung maximal erbringen muss. Aufgrund einer unklar abgefassten Pauschalie-
rungsklausel besteht die Gefahr, dass der Arbeitnehmer in der Annahme, er habe 
keinen Rechtsanspruch auf eine gesonderte Überstundenvergütung, seinen An-
spruch nicht geltend macht. 

Das heißt: Will der Arbeitgeber mit dem Gehalt Überstunden pauschal abgelten, 
muss er die Anzahl der Überstunden, die er mit dem Gehalt erfasst sehen will, 
konkret bezeichnen. Hat er das nicht gemacht, besteht ein Anspruch des Arbeit-
nehmers auf Vergütung aller Arbeitsstunden, die über die vereinbarte wöchentli-
che Arbeitszeit hinausgehen. 

Anmerkung: es wurde durchgängig der Begriff „Überstunden“ verwandt, die Aus-
führungen treffen aber natürlich auch dann zu, wenn in einem Arbeitsvertrag von 
„Mehrarbeit“ die Rede ist.  

Das Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) bezifferte im Februar 
2009 das Volumen der pro Jahr geleisteten Überstunden auf 1,32 Milliarden 
Stunden. Dazu rechnete es nochmals mit unbezahlten Überstunden in ungefähr 
der gleichen Größenordnung. Wird die oben geschilderte neue Rechtsprechung 
konsequent in der Praxis geltend gemacht und umgesetzt, wird die indirekte 
Lohnsenkung durch pauschale Abgeltung von Überstunden dem Ende entge-
gen gehen. Betriebs- und Personalräte (und Arbeitnehmervertretungen im 
kirchlichen Bereich) sollten die Beschäftigten auf diese Rechtsprechung auf-
merksam machen. Darüber hinaus haben Betriebsräte gemäß § 80 Abs. 1 Nr. 1 
BetrVG und die Personalräte entsprechend Kontrollbefugnisse und sind berech-
tigt, den Arbeitgeber auf rechtswidrige Klauseln in seinen Arbeitsverträgen hin-
zuweisen. Die Durchsetzung der Ansprüche erfolgt allerdings rein individual-
rechtlich durch die betroffenen Arbeitnehmer selbst. Wer gewerkschaftlich or-
ganisiert ist, hat Anspruch auf kostenlosen Rechtsschutz, ansonsten wäre eine 
Rechtsschutzversicherung äußerst ratsam. 


